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Der Landesparteitag möge beschließen: 
 

 
Gute Arbeit und gerechte Löhne – der Arbeit eine neue Ordnung geben! 
 
Die an den Finanzmärkten ausgelöste Krise hat deutlich gezeigt, dass für die 
Wirtschaft rechtsstaatliche, demokratisch legitimierte gesellschaftliche Regulie-
rungen nötig sind.  
 
Die Märkte sind sich selbst überlassen nicht in der Lage, für Menschen und Um-
welt zukunftssichere Modelle des Wirtschaften und Lebens zu gestalten.   
 
Die Forderung nach Regulierungsinstrumenten für die Finanzwirtschaft ist kon-
sequent und nötig. Ihr können sich mittlerweile selbst konservative Kreise und 
die Arbeitgeber nicht mehr entziehen. 
 
Die Forderung nach Regulierung der Finanzsysteme muss aber einhergehen mit 
der Forderung nach einer „Neuen Ordnung der Arbeit“, in der Abschied genom-
men wird von einer Unterordnung der Bedürfnisse der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer unter die kurzfristigen Renditeziele der Finanzmärkte und einer 
daraus folgenden „Angebotsorientierung“ der arbeitsmarktpolitischen Regel-
werke. 
 
Die Beschäftigten sind es, deren Fähigkeiten, Engagement und Einsatz die deut-
sche  Wirtschaft produktiv und innovativ gemacht hat. Nicht Verbilligung der 
Arbeitsmärkte war die Triebkraft des Fortschritts, sondern die Triebkräfte waren 
Qualifikation, Flexibilität eingebettet in soziale Sicherheit, Mitbestimmung und 
Tarifverträge. Darauf setzen wir Sozialdemokraten auch weiterhin. 
 
Wir weisen daher auch alle Versuche zurück, auf europäischer Ebene erneut 
marktradikale Instrumente der Einschränkung von Arbeitnehmerrechten zu in-
stallieren. Europa hat nur als soziales Europa eine Zukunft!  Die wirtschaftslibe-
ralen Handlungsmuster haben ihre Unschuld verloren – es gibt auch für Europa 
keinen Grund, ihnen zu folgen! 
 
Wir müssen daher jetzt die Verirrungen und Verfehlungen einer angebotsorien-
tierten Politik bei der Regulierung von Arbeitsbedingungen und Arbeitsmärkten 
schnell beseitigen und die Rahmenbedingungen der gewandelten Arbeitswelt 
so zu gestalten, dass sie den Menschen gerecht werden. Dafür brauchen wir eine 
neue Balance von Flexibilität und Sicherheit, die wir  sozialstaatlich absichern 
wollen. 
 
Eine Politik der Sicherheit und Flexibilität hat für uns folgende Schwerpunkte: 

� Chancengleichheit durch Bildung und Qualifizierung. 

� Absicherung von Lebensrisiken. 

� Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik. 
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� Sicherung von Tarifbindung und Mitbestimmung. 

� Teilhabe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am technischen und 
wirtschaftlichen Fortschritt. 

 
Um dies zu erreichen müssen wir  

� mehr Menschen den Zugang zu guter Ausbildung und Arbeit ermögli-
chen, 

� die häufiger auftretenden Wechselfälle und Übergänge in den Erwerbs-
biografien durch die Arbeitsmarktpolitik absichern, 

� die Mitbestimmungsrechte und Arbeitsbedingungen der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer schützen und verbessern, 

� sozial- und tarifrechtlich geschützte Normal- und Teilzeitarbeitsverhält-
nisse stärken, 

� die Gewerkschaften bei ihrer Forderung nach einer produktivitätsorien-
tierten Lohnpolitik unterstützen (Gute Löhne für gute Arbeit!). 

 
Chancengleichheit durch Bildung und Qualifizierung 
Eine gute Bildung bleibt wesentliche Voraussetzung für Chancengleichheit. Dies 
gilt insbesondere auch für die berufliche Bildung, die nach wie vor der wesentli-
che Einstieg junger Menschen ins Erwerbsleben ist und die in ihrer Bedeutung 
deutlich gestärkt werden muss.  
 
Der Einstieg in die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung beginnt mit qualifi-
zierter Berufsorientierung in gut ausgestatteten Schulen. Sie muss einmünden 
in betriebliche Ausbildung, in deren Angebot und Qualität Unternehmen mehr 
investieren müssen. 
 
Niemand darf ohne Ausbildung bleiben. Jugendliche müssen dort abgeholt wer-
den, wo sie sind. So genannte fehlende Ausbildungsreife muss sowohl durch 
verstärkte Anstrengungen der Schulen als auch durch gemeinsame Anstrengun-
gen in den Betrieben bearbeitet werden. Die Übergangssysteme müssen ge-
strafft werden: Gute und erfolgreiche Fördermaßnahmen müssen ausgebaut, 
Warteschleifen abgebaut werden. 
 
Chancengleichheit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bedeutet auch: 
Wir haben andere bildungspolitische Ideale als das Bildungsbürgertum. Lebens-
langes Lernen heißt  für uns: Chance auf Teilhabe, Mitbestimmung und berufli-
cher Aufstieg, auch wenn dazu andere als der geradlinige Weg nötig ist. 
 
Dazu gehören: 

� Gesetzliche Ansprüche auf Weiterbildung in allen Bundesländern. 

� Eine Ausweitung der Angebote der Bundesagentur für Arbeit mit deutli-
cher Schwerpunktsetzung auf abschlussorientierter Qualifizierung und 
Umschulung. 

� Zusätzliche Maßnahmen zur Verringerung der Zahl gering qualifizierter 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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� Stärkung aller Maßnahmen des zweiten und dritten Bildungsweges durch 
Erleichterung des Zuganges zu Universitäten und Hochschulen für Men-
schen mit Berufsabschlüssen.  

� Aufwertung der beruflichen Bildung als gleichwertige Bildungsabschlüs-
se, die auch einen Hochschulzugang ermöglichen. 

 
Neuorientierung in der Arbeitsmarktpolitik 
Die „Strategie des Förderns und Forderns“ und der Flexibilisierung der Arbeits-
märkte hat sich – anders als gewollt – zu einem umfassenden Paket aus Sankti-
onen, Abbau sozialer Rechte und Kosteneinsparung zu Lasten der Betroffenen 
entwickelt. Sie hat jedoch nichts an der verfestigten Langzeitarbeitslosigkeit 
geändert.   
 
Gleichzeitig wurde ein Niedriglohnsektor  geschaffen, in dem in einigen Dienst-
leistungsbereichen (z. B. private Postdienstleister) Renditen nur dadurch erzielt 
werden, dass die Niedrigstlöhne der Beschäftigten durch Sozialleistungen auf-
gestockt werden. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden dem 
entgegentreten. 
 
Eckpunkte einer Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik sind für uns: 

� Die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohnes auf Bun-
desebene von ,Euro, dessen Höhe regelmäßig zu überprüfen und an-
zupassen ist. 

� Die Eindämmung der Leiharbeit durch konsequente Durchsetzung des 
Equal-Pay/Equal-Treatment-Grundsatzes und die regelmäßige Kontrolle 
der Leihfirmen auf Einhaltung der Vorschriften. Dieser Grundsatz  darf 
auch nicht durch Tarifverträge ausgehebelt werden. Auch befristete An-
stellungen bei Leiharbeitsfirmen nur für die Dauer der Entleihung lehnen 
wir ab. Die Begrenzung von Leiharbeit muss, wie im Koalitionsvertrag 
11-1 für das Land Bremen vereinbart, Bedingung für die Gewährung 
von Wirtschaftsförderung sein. Um dies umzusetzen, soll der Senat eine 
Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Kammern und Tarifparteien einset-
zen. Dabei soll auch geprüft werden, eine Ausbildungsquote für geför-
derte Unternehmen festzulegen. 

� gesetzliche Schritte zur Reduzierung von „Werkverträgen“ mit ausufern-
der Scheinselbstständigkeit, die immer mehr zum Ersatz von Leiharbeit 
werden.  

� Die Beschränkung prekärer Beschäftigungsformen durch Umwandlung 
der Mini- und Midi-Jobs in geschützte Teilzeitverhältnisse durch Sozial-
versicherungspflicht ab dem ersten Euro. 

� Die Abschaffung sachgrundloser Befristungen und die Einhaltung stren-
gerer Kriterien für Befristungen mit Sachgrund, die mehr und mehr als 
Umgehung von Kündigungsschutzrechten ausgenutzt werden. 

� Klare gesetzliche Regelungen für Praktika, die nach Abschluss einer Aus-
bildung oder eines Studiums geleistet werden. Diese müssen als Ausbil-
dungsverhältnisse definiert und grundsätzlich bezahlt werden, damit sie 
keine reguläre Beschäftigung  verdrängen. 
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� Durchsetzung eines Gleichstellungsgesetzes für die private Wirtschaft 
und den gemeinnützigen Sektor zur Sicherung gleicher Bezahlung und 
gleicher Chancen von Frauen. 

� Verbesserung der  Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie durch Ausbau der Kinderbetreuung und mehr Ganztagsschulen, Ver-
besserung der Teilzeitregelungen und die Förderung einer familienge-
rechten Arbeits(zeit)kultur. 

� Eine Neuorientierung der Arbeitsförderungspolitik mit dem Ziel der 
Nachhaltigkeit der Vermittlung in sozialversicherungspflichtige Tätigkeit 
und der Anhebung des Qualifikationsniveaus durch Orientierung auf ab-
schlussorientierte Weiterbildung. 

� Eine Differenzierung nach der Anzahl der Erwerbszeiten und Beitragsjah-
re sowie eine Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
(ALG) I auf bis zu  Monate, um den schnellen Absturz in Hartz IV bei 
Arbeitslosigkeit  zu vermeiden. Die so genannte Rahmenfrist für den Er-
werb von Ansprüchen aus der Arbeitslosenversicherung ist auf  Mona-
te auszudehnen. 

� Die Regelungen zur Zumutbarkeit einer Arbeitsaufnahme im SGB II und 
SGB III sind so zu verändern, dass grundsätzlich nur Arbeitsverhältnisse 
als zumutbar gelten, die den sozial- und tarifrechtlichen Standards ent-
sprechen. Analog dazu sind die Sanktionsregelungen anzupassen. 

� Beibehaltung flexibler und unbürokratischer Regelungen von Kurzarbeit 
und Transfer-Kurzarbeit. Beide Instrumente haben in der Wirtschafts-
Krise und bei Unternehmenskrisen ihre arbeitsmarkt- und strukturpoliti-
schen Bedeutungen bewiesen. 

� Die Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik muss in ausreichender 
Höhe sichergestellt werden. Dies gilt für die beitragsfinanzierten ebenso 
wie für die aus den staatlichen Haushalten finanzierten Leistungen. 

� Die Fortführung der Finanzierungsinstrumente des  ESF – auch nach der 
kommenden Neustrukturierung – als Instrumente der aktiven Arbeits-
marktpolitik. Dies gilt auch für unser Bundesland Bremen, um künftig 
weiter erfolgreich regionale Arbeitsmarktpolitik betreiben zu können. 

� Einen sozialen Arbeitsmarkt, der Menschen die mittel- bis langfristig 
keine Chance auf dem ersten Arbeitsmarkt haben eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung in gesellschaftlich sinnvollen Tätigkeits-
feldern bietet. 

� Die Schaffung flexibler Instrumente zum Ausstieg aus dem Arbeitsleben 
als altersgerechte Alternative zur Starren Grenze der „Rente mit “. 

 
Sicherung von Tarifverträgen und Mitbestimmung 
Für uns Sozialdemokraten sind die Tarifautonomie von Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden und die Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte im 
Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung wesentliche Stärken unsere Wirt-
schafts- und Sozialordnung.  
 
Das bedeutet auch: sozialpolitische Entscheidungen des Gesetzgebers dürfen 
die tarifpolitischen Handlungsmöglichkeiten nicht zu Lasten der Gewerkschaf-
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ten  und die Mitbestimmungsrechte nicht zu Lasten der Betriebsräte verschlech-
tern.  
 
Daher wollen wir die Voraussetzungen für Allgemeinverbindlichkeitserklärun-
gen von Tarifvereinbarungen durch Abschaffung des Quorums und des Veto-
Rechtes der Spitzenverbände deutlich erleichtern. Im Land Bremen wollen wir 
prüfen, ob eine Aufnahme des durch öffentliche Gelder geförderten sozialen 
Dienstleistungssektors in den Geltungsbereich des Tariftreuegesetzes möglich 
ist.  
 
Darüber hinaus erteilen wir allen  gegenwärtig diskutierten neoliberalen Aus-
richtungen eines „Paktes für den Euro“, die die Einschränkung der Tarifautono-
mie zum Inhalt haben, eine klare Absage. Die aktuelle Wirtschafts- und Finanz-
krise darf nicht als Begründung für die Beschneidung von Arbeitnehmerrechten 
dienen. 

Angenommen. 
 
Der in der Anlage zu diesem Beschluss beigefügte Antrag A  
wird dem Senat für die Arbeitsgruppe zu den Kriterien der Wirt-
schaftsförderung überwiesen (Seite , Eckpunkte einer Neuorien-
tierung der Arbeitsmarktpolitik, . Aufzählungspunkt). 


